
Verschwiegenheitsverpflichtung 

Hiermit verpflichtet sich 

 .................................................................................................................................................  

- Verpflichteter - 

gegenüber der 

Provinzial-Geschäftsstelle  .......................................................................................................  

- Agentur - 

zur strikten Wahrung des Datengeheimnisses gemäß § 5 BDSG (Bundesdatenschutzgesetz): Dem 

Verpflichteten ist es untersagt, unbefugt personenbezogene Daten, mit denen er im Rahmen seiner 

Tätigkeit für die Agentur in Berührung kommt, zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen oder Dritten 

mitzuteilen oder zugänglich zu machen. Zu den geschützten Daten gehören jegliche Informationen, 

die einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet werden können und nicht allgemein zu-

gänglich sind (dazu gehört beispielsweise bereits die Information, dass eine bestimmte Person Kunde 

der Westfälischen Provinzial ist).  

Darüber hinaus verpflichtet sich der Verpflichtete zur absoluten Verschwiegenheit über sonstige nicht 

allgemein zugänglichen Informationen, die ihm anlässlich seiner Tätigkeit für die Agentur bekannt 

werden (z.B. interne Abläufe, Organisation etc. der Agentur). 

Der Verpflichtete wird alle erforderlichen Maßnahmen treffen, um Kenntnisnahme und Verwertung 

bekannt gewordener Daten und Informationen im vorstehenden Sinne durch Dritte zu verhindern und 

Mitarbeiter und Angestellte entsprechend zur Geheimhaltung verpflichten. 

Die vorstehenden Verpflichtungen bestehen ohne zeitliche Begrenzung und auch nach Beendigung 

der Tätigkeit des Verpflichteten für die Agentur fort. Auf das als Anlage zu dieser Verpflichtungserklä-

rung ausgehändigte Merkblatt wird der Verpflichtete ausdrücklich hingewiesen; er verpflichtet sich, es 

zur Kenntnis zu nehmen und zu befolgen. 

Verstöße gegen das Datengeheimnis können empfindliche Schadensersatzansprüche nach sich zie-

hen sowie gemäß §§ 44, 43 Absatz 2 BDSG sowie nach anderen Strafvorschriften mit Freiheits- oder 

Geldstrafe geahndet werden.  

 .................................... , den  ..........................  

 .....................................................................  

 Unterschrift des Verpflichteten 



Merkblatt zur Verpflichtungserklärung 

§ 3 Abs. 1 BDSG 

Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten 
oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener). 

§ 5 BDSG – Datengeheimnis 

Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen 
ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu 
erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheim-
nis). Diese Personen sind, soweit sie bei nichtöffentli-
chen Stellen beschäftigt werden, bei der Aufnahme ihrer 
Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das 
Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tä-
tigkeit fort. 

§ 43 Absatz 2 BDSG – Bußgeldvorschriften 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allge-
mein zugänglich sind, erhebt oder verarbeitet, 

2. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allge-
mein zugänglich sind, zum Abruf mittels automati-
sierten Verfahrens bereithält, 

3. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allge-
mein zugänglich sind, abruft oder sich oder einem 
anderen aus automatisierten Verarbeitungen oder 
nicht automatisierten Dateien verschafft, 

4. die Übermittlung von personenbezogenen Daten, die 
nicht allgemein zugänglich sind, durch unrichtige An-
gaben erschleicht, 

5. entgegen § 16 Abs. 4 Satz 1, § 28 Abs. 5 Satz 1, 
auch in Verbindung mit § 29 Abs. 4, § 39 Abs. 1 Satz 
1 oder § 40 Abs. 1, die übermittelten Daten für ande-
re Zwecke nutzt, 

5a. entgegen § 28 Absatz 3b den Abschluss eines Ver-
trages von der Einwilligung des Betroffenen abhän-
gig macht, 

5b. entgegen § 28 Absatz 4 Satz 1 Daten für Zwecke der 
Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung 
verarbeitet oder nutzt,  

6. entgegen § 30 Absatz 1 Satz 2, § 30a Absatz 3 Satz 
3 oder § 40 Absatz 2 Satz 3 ein dort genanntes 
Merkmal mit einer Einzelangabe zusammenführt o-
der 

7. entgegen § 42a Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht. 

§ 44 BDSG – Strafvorschriften 

(1) Wer eine in § 43 Abs. 2 bezeichnete vorsätzliche 
Handlung gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu 
schädigen, begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberech-
tigt sind der Betroffene, die verantwortliche Stelle, der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Auf-
sichtsbehörde. 

§ 17 UWG – Strafvorschriften 

(1) Wer als eine bei einem Unternehmen beschäftigte 
Person ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das ihr 
im Rahmen des Dienstverhältnisses anvertraut worden 
oder zugänglich geworden ist, während der Geltungs-
dauer des Dienstverhältnisses unbefugt an jemand zu 
Zwecken des Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten 
eines Dritten oder in der Absicht, dem Inhaber des Un-
ternehmens Schaden zuzufügen, mitteilt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer zu Zwecken des Wettbe-
werbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in 
der Absicht, dem Inhaber des Unternehmens Schaden 
zuzufügen,  

1. sich ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis durch  

a) Anwendung technischer Mittel, 

b) Herstellung einer verkörperten Wiedergabe des 
Geheimnisses oder 

c) Wegnahme einer Sache, in der das Geheimnis 
verkörpert ist, 

unbefugt verschafft oder sichert oder 

2. ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das er durch 
eine der in Absatz 1 bezeichneten Mitteilungen oder 
durch eine eigene oder fremde Handlung nach 
Nummer 1 erlangt oder sich sonst unbefugt ver-
schafft oder gesichert hat, unbefugt verwertet oder 
jemandem mitteilt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter  

1. gewerbsmäßig handelt, 

2. bei der Mitteilung weiß, dass das Geheimnis im Aus-
land verwertet werden soll, oder 

3. eine Verwertung nach Absatz 2 Nummer 2 im Aus-
land selbst vornimmt. 

(5) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass 
die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öf-
fentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Ein-
schreiten von Amts wegen für geboten hält. 

(6) § 5 Nummer 7 des Strafgesetzbuches gilt entspre-
chend. 

§ 203 StGB – Verletzung von Privatgeheimnissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis 
oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, 
das ihm als […] Angehörigen eines Unternehmens der 
privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder 
einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltli-
chen Verrechnungsstelle anvertraut worden oder sonst 
bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu ei-
nem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. […] 

(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, 
sich oder einen anderen zu bereichern oder einen ande-
ren zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe. 


